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Chronique générale

Infrastructure et environnement

Aménagement du territoire et logement

Logement et loyer

Durch die Annahme zweier Motionen (Mo. 20.2451; Mo. 20.3460) war der Bundesrat
vom Parlament in der Sommersession 2020 beauftragt worden, eine Vorlage zur
Regelung der Geschäftsmieten auszuarbeiten, die eine Aufteilung der Mietzinse von
Betrieben oder Einrichtungen, die während der ersten Welle der Corona-Pandemie
behördlich geschlossen werden mussten oder nur stark eingeschränkt betrieben
werden konnten, im Verhältnis von 40 (Mieterseite) zu 60 (Vermieterseite) für die Dauer
der behördlich verordneten Massnahmen vorsah. 

Vom 1. Juli bis zum 4. August 2020 gab der Bundesrat einen Entwurf für ein
entsprechendes Covid-19-Geschäftsmietegesetz in die verkürzte Vernehmlassung,
deren Ergebnis unter den 178 stellungnehmenden Parteien kontrovers ausfiel. Neben elf
Kantonen (AR, BL, GE, LU, NW, OW, SZ, TG, UR, ZG, ZH) lehnten mit den FDP.Liberalen
und der SVP auch zwei grosse Parteien sowie Economiesuisse, der Schweizerische
Gewerbeverband, der Hauseigentümerverband und Immobilienverbände die Vorlage ab.
Zustimmung erfuhr der Entwurf von acht Kantonen (AI, BS, FR, GL, GR, NE, SO, VD), den
Parteien der Grünen, SP, CVP und EVP, von den Organisationen der Mieterinnen und
Mieter, dem Schweizerischen Städteverband sowie von Gastro- und Berufsverbänden.
Sechs Kantone (AG, BE, SG, SH, TI, VS) und die GLP hoben sowohl Vor- als auch
Nachteile des Entwurfs hervor. Die sich in der Überzahl befindenden ablehnenden
Stellungnehmenden kritisierten, dass der Staat mit einem solchen Gesetz massiv in die
Vertragsverhältnisse zwischen Privaten eingreife, was in keinem Verhältnis zum
volkswirtschaftlichen Nutzen einer solchen Regelung stehe. Ferner bestehe keine
Verfassungsgrundlage für ein solches Vorgehen und ein allgemeiner Verteilschlüssel von
60/40 sei kein geeignetes Mittel, um den unterschiedlichen Situationen der
Betroffenen gerecht zu werden. Die befürwortende Seite sprach sich in der
Vernehmlassung teilweise für weitergehende Forderungen aus, man akzeptiere jedoch
den gewählten Weg als Kompromiss und begrüsse ein rasches Vorwärtsgehen, liess etwa
Natalie Imboden, Generalsekretärin des Mieterinnen- und Mieterverbandes, gegenüber
Le Temps verlauten. Im Anschluss an die Vernehmlassung passte der Bundesrat die
Vorlage punktuell an, in erster Linie, um Unsicherheiten in der Anwendung zu
reduzieren. 

Am 18. September 2020 präsentierte der Bundesrat seine Botschaft zum Covid-19-
Geschäftsmietegesetz. Darin verzichtete er aufgrund der kontroversen Stellungnahmen
darauf, dem Parlament die Botschaft zur Annahme zu beantragen, und bekräftigte
ebenfalls seine bereits im Frühjahr vertretene negative Haltung gegenüber einer
solchen Regelung (vgl. etwa Mo. 20.3161; Mo. 20.3142 oder die Stellungnahme des
Bundesrates zur Situation der Geschäftsmieten). Dass der Bundesrat «seine eigene»
Vorlage ablehnt (NZZ), war einigen Pressetiteln einen zentralen Vermerk wert. Konkret
regelt der Gesetzesentwurf Mietverhältnisse von öffentlich zugänglichen Einrichtungen
und Betrieben, die aufgrund der Covid-19-Verordnung 2 (Fassung 17./19./21.3.20)
schliessen mussten (z.B. Restaurants, Coiffeursalons), und von
Gesundheitseinrichtungen, die ihre Tätigkeiten reduzieren mussten. Für Erstere soll
das Gesetz über die gesamte Dauer der vom Bund verordneten Schliessung gelten (17.3-
21.6.20), während Gesundheitseinrichtungen, die ihren Betrieb einschränken mussten,
gemäss Entwurf lediglich für eine maximale Dauer von zwei Monaten von einer solchen
Mietzinsreduktion profitieren könnten. Von der 60/40-Regelung betroffen sind nur
Mietverhältnisse, deren Nettomietzins pro Monat CHF 14'999 nicht übersteigt. Bei
einem Nettomietzins zwischen 15'000 und 20'000 ist es beiden Mietparteien
vorbehalten, durch eine einseitige schriftliche Mitteilung auf die Gesetzesregelung zu
verzichten. Die Regelung gilt nur für Vertragsparteien, die zuvor noch keine
ausdrückliche Einigung erzielt haben. Für den Fall, dass Vermieterinnen und Vermieter
oder Pächter und Pächterinnen durch die Mietzinsreduktion in eine wirtschaftliche
Notlage geraten würden, soll beim Bund eine finanzielle Entschädigung beantragt
werden können. Dieser stellt dafür einen Härtefallfonds in der Höhe von maximal CHF
20'000 bereit. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 18.09.2020
MARLÈNE GERBER
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Im Juni 2022 verabschiedete die RK-NR drei separate Entwürfe für die Umsetzung von
insgesamt vier parlamentarischen Initiativen betreffend das Mietrecht zuhanden ihres
Rates. Vorlage 1 (Untermiete) setzte eine Initiative Egloff (svp, ZH; Pa.Iv. 15.455) um.
Vorlage 2 (Formvorschriften) setzte gleich zwei Initiativen um, nämlich eine Initiative
Vogler (csp, OW; Pa.Iv. 16.458) und eine Initiative Feller (fdp, VD; Pa.Iv. 16.459). 
Die dritte Vorlage zur Kündigung wegen Eigenbedarfs ging derweil auf eine Initiative von
Giovanni Merlini (fdp, TI) zurück, welche eine Beschleunigung des Verfahrens bei der
Kündigung des Mietverhältnisses wegen Eigenbedarf gefordert hatte. Der von der RK-
NR ausgearbeitete Entwurf umfasste drei Änderungen im OR. Die erste Änderung sah
vor, dass eine Kündigung vorgenommen werden kann, wenn die Vermieterschaft nach
«objektiver Beurteilung bedeutenden und aktuellen Eigenbedarf für sich, nahe
Verwandte oder Verschwägerte geltend macht». Bis dato musste ein «dringender
Eigenbedarf» geltend gemacht werden. Dringlichkeit zu beweisen sei mit der aktuellen
Rechtsprechung eine zu hohe Hürde, so die Mehrheit der Kommission. Die zweite
Änderung übertrug die gleiche Formulierung auf die Regeln der Anfechtung von
Kündigungen durch die Vermieterschaft. Die dritte Änderung strich die «Dringlichkeit»
des Eigenbedarfs aus den Kriterien, nach welchen Behörden über eine von der
Mieterschaft beantragte Erstreckung des Mietverhältnisses entscheidet. Hingegen
umfasste der Entwurf keine Änderung der ZPO. Merlini hatte seinen Initiativtext
diesbezüglich so formuliert, dass sein Anliegen mit einer Änderung von OR «und/oder»
ZPO umgesetzt werden solle. 

Die RK-NR hatte ihren Entwurf, zusammen mit den anderen beiden Vorlagen, im
September 2021 in die Vernehmlassung geschickt. Bis zum Ablauf der Frist gingen 49
Stellungnahmen ein, wovon 16 positiv ausfielen. Die Hälfte der teilnehmenden Kantone
(BE, BS, GR, OW, SO, VD), eine Mehrheit der Parteien (FDP, SP, Grüne) sowie eine
Mehrheit der Verbände (unter anderem SGB, SSV, SMV und HEV) lehnten die
Änderungen ab. Die ablehnenden Stellungnahmen wurden laut der Kommission
unterschiedlich begründet. Eine Seite bemängelte eine Reduktion des Mieterschutzes,
die andere Seite insbesondere das Fehlen beschleunigender Verfahrensregeln in der
ZPO. Die RK-NR nahm die Vernehmlassungsantworten zur Kenntnis, beschloss jedoch in
der Gesamtabstimmung mit 14 zu 9 Stimmen, den Entwurf ohne Änderungen dem Rat zu
unterbreiten. 

Mitte Oktober 2022 nahm der Bundesrat Stellung zum Entwurf. Er erachtete diesen als
kritisch, da er die Stellung von Vermieterinnen und Vermietern auf Kosten von
Mieterinnen und Mietern stärke. Das geltende Recht basiere aber auf einer im Rahmen
einer grösseren Revision erfolgten Abwägung der Interessen von Vermietenden und
Mietenden, weshalb der Bundesrat der Meinung war, dass nicht in dieses «diffizile
Gleichgewicht eingegriffen werden sollte». Er sehe zudem keine Not, das Recht
anzupassen, da dieses gut funktioniere, was etwa auch die hohen Einigungsquoten vor
den Schlichtungsbehörden zeigten. Nicht zuletzt gelte es, auch die
Vernehmlassungsantworten zu berücksichtigen. Die Polarisierung in der
Vernehmlassung spreche gegen eine Anpassung der Regelungen zum Eigenbedarf. 2

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 19.10.2022
ELIA HEER

Aménagement du territoire

Grossflächige Gewächshäuser für die Produktion von Hors-sol-Gemüse dürfen nach
einem Entscheid des Tessiner Verwaltungsgerichts nicht in der Landwirtschaftszone
der Magadino-Ebene gebaut werden. Erstmals äusserte sich damit ein Schweizer
Gericht klar zur Zonenkonformität der industriellen Hors-sol-Produktion. Falls das
Bundesgericht den Tessiner Entscheid bestätigt, will der WWF, der die Beschwerde
eingereicht hatte, verlangen, dass alle künftigen Hors-sol-Projekte in der Industrie-
/Gewerbezone oder in Spezialzonen zu verwirklichen seien. 3

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 28.06.1994
EVA MÜLLER

Das Tessiner Komitee „Pro Rustici“ kündigte eine Volksinitiative an, welche eine
Verfassungsnorm über die Behandlung von kulturgeschichtlich wertvollen Bauten
ausserhalb der Bauzone fordert und die Zuständigkeit für den Erhalt der historischen
Landschaft und ihrer charakteristischen Bauten den Kantonen übertragen will. Es strebt
damit einen Ausweg aus der langjährigen Kontroverse um die Frage und die teils
widersprüchliche Praxis an, in welcher Weise ursprünglich landwirtschaftlich genutzte
Gebäude im Tessin, die Tessiner Rustici, legal renoviert und damit vor dem Zerfall
gerettet werden können. Insgesamt sind im Südkanton rund 450 Fälle von nicht
gesetzeskonform umgebauten Rustici bekannt, und gegen einige wurden

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 04.10.1995
EVA MÜLLER
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Abbruchbefehle verhängt. Diese Zwangsabbrüche sollen gemäss dem Initiativkomitee
nun bis zur Beendigung des Inititiativverfahrens suspendiert werden. 4

Eine parlamentarische Initiative Bignasca (lega, TI) mit dem Titel Retten der «Rustici»
forderte, dass typische ländliche Bauten in kulturgeschichtlich wertvollen Landschaften
der Kantone renoviert, umgebaut oder wiederaufgebaut sowie als Zweitwohnungen
verwendet werden können, ohne dass dafür die entsprechende Infrastruktur -
namentlich ein Anschluss an eine Kläranlage - geschaffen werden muss. Der Nationalrat
gab der Initiative, u.a. weil sie gegen die Raumplanungs- und Gewässerschutzartikel der
Bundesverfassung verstosse, mit 86 zu 1 Stimme keine Folge und verwies auf die
eigenen Möglichkeiten des konkret betroffenen Kantons Tessin. Dieser präsentierte
denn auch einen Vorschlag, wie die geschätzten 400 in Wochenendhäuser umgebauten
Rustici mit den gesetzlichen Bestimmungen in Einklang gebracht werden können. Durch
eine Erweiterung der Gesetzesgrundlagen im Tessiner Richtplan soll die
Zweckbestimmung von Rustici geändert werden können, wenn dadurch der Erhalt von
schützenswerter Bausubstanz gewährleistet wird. Unter dieser Voraussetzung sollen
auch ehemalige landwirtschaftliche Nutzgebäude bewohnt werden können, die
ausserhalb der Bauzone stehen. Die baulichen Eingriffe müssten jedoch grundsätzlich
dem geltenden Bundesrecht entsprechen. 5

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 18.03.1996
EVA MÜLLER

Im Herbst präsentierte die Regierungskonferenz der Gebirgskantone ihre räumliche
Strategie der alpin geprägten Räume in der Schweiz. Darin brachten die sieben
Kantone Glarus, Graubünden, Nidwalden, Obwalden, Tessin, Uri und Wallis Vorschläge
zur Konkretisierung des Raumkonzepts Schweiz ein, dessen Strategie für den Alpinraum
ihrer Ansicht nach zu wenig differenziert ausgefallen war. In Erhalt und Nutzung
natürlicher Ressourcen, der Stärkung der alpinen Zentren, der verbesserten
Erschliessung mit Verkehrs- und Kommunikationsinfrastruktur sowie im Ausbau und der
optimierten Nutzung der Wasserkraft sehen die Gebirgskantone die vier
vordringlichsten Handlungsfelder zur erfolgreichen Entwicklung des Alpenraums. 6

DÉBAT PUBLIC
DATE: 30.09.2014
MARLÈNE GERBER

In Erfüllung des Postulats Hêche (sp, JU), das einen Bericht über die Rolle der
bundesnahen Unternehmen bei der Entwicklung der Berggebiete und der ländlichen
Regionen gefordert hatte, wertete der Bund die Anzahl Arbeitsplätze und das regionale
Engagement bundesnaher Unternehmen sowie verschiedene Kennzahlen zu
Dienstleistungen im Bereich Beschaffung und Grundversorgung aus. Aufgrund der
gewählten Untersuchungsebene der Kantone wurden Uri, Obwalden, Nidwalden, Glarus,
Appenzell Ausserrhoden, Appenzell Innerrhoden, Graubünden, Tessin, Wallis,
Neuenburg und Jura als «Berggebiete und ländliche Räume» definiert und waren
Gegenstand der Untersuchung. So flossen ländliche Gebiete in anderen Kantonen, etwa
solche in Bern, nicht in die Untersuchung mit ein, womit die Untersuchungseinheit
nicht deckungsgleich ist mit derjenigen im Bericht «Politik des Bundes für die
ländlichen Räume und Berggebiete». Der Bericht zum Postulat Hêche folgert, dass sich
in den untersuchten Kantonen wichtige Standorte bundesnaher Betriebe befinden und
es in Bezug auf den erfolgten Stellenabbau keine Benachteiligung für ländliche Räume
und Berggebiete im Vergleich zu städtischeren Gebieten gebe. Ferner würden sich die
Unternehmen bereits zum aktuellen Zeitpunkt erheblich und gezielt für die Entwicklung
der Berggebiete und ländlichen Räume einsetzen. Aufgrund dessen sah der Bundesrat
keinen Handlungsbedarf zur Anpassung der strategischen Ziele oder zum Beschluss
neuer Massnahmen. 7

RAPPORT
DATE: 30.11.2018
MARLÈNE GERBER

Die ausserparlamentarische, sprich gesellschaftliche Debatte im Sektor Raumplanung
des Jahres 2019 drehte sich in den Printmedien vor allem um die Probleme der Kantone
bei der Umsetzung des neuen Raumplanungsgesetzes (RPG). Dies vor allem deshalb,
weil der Bundesrat im Frühling 2019 einen Einzonungsstopp verhängte, der nicht
weniger als acht Kantone betraf. Bereits Mitte Februar 2019, nur wenige Tage nach der
klaren Ablehnung der «Zersiedelungsinitiative» der Jungen Grünen, berichteten Tages-
Anzeiger und Aargauer Zeitung von den Absichten des Bundesrates, fünf Kantone mit
einem Einzonungsstopp zu belegen. Aufgrund des 2013 per Volksabstimmung
angenommenen RPG mussten alle Kantone bis Ende April 2019 ihren revidierten
Richtplan genehmigen lassen. Auch sollte bis dann überall die Einführung einer
Mehrwertabgabe abgeschlossen sein. Beide Massnahmen dienen der Verkleinerung der

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 31.12.2019
SEAN MÜLLER
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Bauzonen und dem verdichteten Bauen darin. Im April folgte dann die definitive
Entscheidung, dass wegen fehlender Mehrwertabschöpfungsregelung für die Kantone
Genf, Luzern, Schwyz, Zug und Zürich ab sofort ein Einzonungsstopp gelte. Dazu kamen
dann ein paar Tage später die Kantone Glarus, Obwalden und Tessin, deren Richtpläne
nicht fristgerecht eingereicht worden waren. In quasi letzter Minute genehmigt wurden
dagegen die Richtpläne von Baselland, Jura, Freiburg, Wallis und Zug; zudem wurde die
Aufhebung des Einzonungsstopps für Zug in Aussicht gestellt, sobald die
Volksabstimmung über die Regelung der Mehrwertabgabe am 19. Mai 2019 vorbei sein
und die Regelung in Kraft treten würde. In der Tat nahm das Zuger Wahlvolk die
Teilrevision seines Planungs- und Baugesetzes klar mit 67 Prozent Ja-Stimmen an. Der
Einzonungsstopp für Luzern wurde schliesslich im November 2019 aufgehoben, da der
Kanton seine Mehrwertabgabe mittlerweile bundesrechtskonform angepasst hatte. 8

Ende Januar respektive Ende April 2020 hob der Bundesrat den im Vorjahr verhängten
Einzonungsstopp für die Kantone Schwyz und Genf auf, da diese unterdessen die
Mehrwertabgabe eingeführt hatten. Nachdem der Einzonungsstopp im Vorjahr bereits
für zwei weitere Kantone aufgehoben worden war, verbleibt er nur noch für den Kanton
Zürich, da dieser die Frist zur Einführung der Mehrwertabgabe hatte verstreichen
lassen. 
Im Juni desselben Jahres genehmigte der Bundesrat ferner den Teil «Siedlung» des
Obwaldner Richtplans. Gemäss einer eigenen Berechnungsgrundlage lastet der Kanton
die bestehenden Bauzonen in 15 Jahren zu 102.4 Prozent aus, wobei es starke
Unterschiede zwischen den Gemeinden gibt; zwei der sieben Gemeinden weisen
überdimensionierte Bauzonen auf. Der Bundesrat belegte den Kanton mit der Auflage,
die für eine Rückzonung geeigneten Flächen vor Überbauung zu schützen. Da konkrete
Vorgaben für die Arbeitszonen im Richtplan noch fehlten, hielt der Bundesrat den
Kanton dazu an, dem ARE bis zur Genehmigung entsprechender Bestimmungen
Entscheide zur Einzonung neuer Arbeitszonen vorzulegen. Da der Kanton unter
Vorbehalt der aufgeführten Aufträge die Anforderungen des revidierten
Raumplanungsgesetzes erfüllte, hob der Bundesrat den seit Mai 2019 geltenden
Einzonungsstopp wegen Verpassens der Frist zur Genehmigung der Richtplananpassung
auf. Nach wie vor ausstehend war zu diesem Zeitpunkt die Genehmigung der Richtpläne
der Kantone Glarus und Tessin. 9

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 24.06.2020
MARLÈNE GERBER

Der Bundesrat gab Mitte Oktober 2022 bekannt, dass er den überarbeiteten Tessiner
Richtplan genehmige – allerdings mit gewissen Präzisierungen. Die Überarbeitung des
Richtplans war nötig geworden, weil der Kanton Tessin, wie alle anderen Kantone auch,
seinen Richtplan an die Anforderungen des 2013 revidierten RPG anpassen musste.
Dieses besagt unter anderem, dass Kantone ihre Bauzonen so festlegen müssen, dass
sie dem voraussichtlichen Bedarf für die nächsten fünfzehn Jahre entsprechen. 

Der Kanton Tessin hatte seinen neuen Richtplan 2018 beim Bundesrat eingereicht. Weil
beim Kanton zum Richtplan Beschwerden eingegangen waren, musste jedoch erst noch
das Kantonsparlament über die Beschwerden entscheiden, bevor sich der Bundesrat im
Juni 2021 dem Richtplan annehmen konnte. Der Bundesrat kam in seiner Prüfung zum
Schluss, dass der Richtplan auf 2018 noch korrekten, aber unterdessen überholten
Bevölkerungsszenarien basierte. Deshalb habe der Kanton Tessin im Richtplan zu grosse
Bauzonen vorgesehen, welche er voraussichtlich in den nächsten 15 Jahren nicht voll
auslasten werde. Der Bundesrat präzisierte daher den im Richtplan vorgesehenen
Auftrag des Kantons an die Gemeinden. So werden die Tessiner Gemeinden nun unter
anderem verpflichtet, den Umfang ihrer Bauzonen innerhalb von zwei Jahren zu
überprüfen und bei der Revision ihrer Ortsplanung gegebenenfalls zu verkleinern. 

Nach der Genehmigung des Tessiner Richtplans lägen nun, gut neun Jahre nach der
Abstimmung über das RPG, von allen Kantonen überarbeitete Richtpläne vor, die den
Anforderungen des revidierten RPG entsprechen, so der Bundesrat. 10

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 19.10.2022
ELIA HEER
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Droit foncier

Dans le domaine du droit foncier, le problème de la vente de terrain aux personnes
domiciliées à l'étranger domina une fois de plus la scène politique. Il se trouva au
carrefour des tensions entre les réalités politiques et économiques. A la volonté de
restreindre l'octroi d'autorisations permettant la vente de terrain à des étrangers –
motivation étayée par un grand nombre d'interventions parlementaires, une initiative
pendante de l'AN et un sondage représentatif – s'opposa un nouveau nombre record
d'achats immobiliers autorisés, réalisés par des personnes domiciliées à l'étranger.
Bien que l'ordonnance dépendant de l'arrêté fédéral y relatif (Lex Furgler) ait été durcie
en été 1979, le nombre de 5906 autorisations accordées surpassa cette année-là d'un
tiers le total de l'année précédente. Plus de 80 pourcent de ces autorisations furent
délivrées aux cantons touristiques du Valais (38%), des Grisons (25%), de Vaud (10%) et
du Tessin (9%). 11

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 21.10.1980
FRANÇOIS DA POZZO

Im Anschluss an eine 1993 eingereichte Standesinitiative des Kantons Genf, welche die
ersatzlose Abschaffung der von 1983 datierenden «Lex Friedrich» forderte, sowie als
Antwort auf parlamentarische Vorstösse, präsentierte der Bundesrat eine Teilrevision
der «Lex Friedrich». Der Vorentwurf war in der Vernehmlassung gut aufgenommen
worden. Die Kantone - allen voran Berg- und Tourismuskantone - sprachen sich fast
ausnahmslos für eine Lockerung der «Lex Friedrich» aus. Luzern lehnte die
vorgeschlagene Revision jedoch mit den Argumenten ab, die Vorlage werde den
Überfremdungsängsten des Volkes nicht gerecht und könnte überdies zu einer
Verteuerung des Produktionsstandortes Schweiz führen. St. Gallen forderte eine
restriktivere Bewilligungspraxis als vom Bundesrat vorgeschlagen. Von den grossen
Parteien sprachen sich nur die SP einschränkend aus, indem sie flankierende
Massnahmen gegen die Bodenspekulation forderte; die SD wies als einzige Partei das
Vorhaben ganz zurück. Die Teilrevision sieht eine kontrollierte Öffnung des
Immobilienmarktes vor. Gleichzeitig soll das schweizerische Recht den internationalen
Verpflichtungen angepasst werden. Ausländerinnen und Ausländer sollen Schweizer
Boden frei erwerben können, wenn sie hier wohnen oder während insgesamt fünf
Jahren in der Schweiz gewohnt haben; bisher galt dies nur für Ausländer mit
Niederlassungsbewilligung. Keine Bewilligungspflicht ist für den Erwerb von
Grundstücken vorgesehen, welche der wirtschaftlichen Tätigkeit von Unternehmen
dienen. Kontingentiert und bewilligungspflichtig für im Ausland wohnende Personen
bleiben jedoch weiterhin der Grundstückerwerb zum Zweck der blossen Kapitalanlage
und des gewerbsmässigen Immobilienhandels sowie der Erwerb von Ferienwohnungen.
Diese Bestimmungen sollen aus Gründen der Rechtsgleichheit neu auch für
Auslandschweizer gelten. Eine Standesinitiative des Kantons Tessin, welche in die
gleiche Richtung zielte wie der Vorschlag des Bundesrates (94.300), wurde von den
Räten als erfüllt abgeschrieben. 12

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 23.03.1994
EVA MÜLLER

Die Zahl der bewilligten Immobilienverkäufe an im Ausland lebende Personen stieg
1993 an. Gegenüber 1992 nahmen die kantonalen Bewilligungen mit 2'040 um 11 Prozent
zu, wobei das Wallis an erster, das Tessin an zweiter Stelle lag. Die bewilligte Fläche lag
mit 215 ha (1992: 221) etwas tiefer, die Preissumme jedoch höher. Die Zahl der
tatsächlich erfolgten Erwerbe durch Ausländer war tiefer als im Vorjahr: 1993 wurden
1'137 (1992: 1189) Handänderungen ins Grundbuch eingetragen, wobei der weitaus
grösste Teil der Erwerber aus dem EU-Raum stammt. 13

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.1994
EVA MÜLLER

Nach dem Nein vom 25. Juni verlangten verschiedene Vorstösse unter Federführung
der welschen Kantone eine Kantonalisierung der Lex Friedrich. Sukkurs erhielten sie
vom Ständerat. Dieser überwies in der Wintersession mit 20 zu 17 bzw. mit 17 zu 13
Stimmen eine Motion Martin (fdp, VD) (95.3373) und eine Motion seiner
Rechtskommission (95.3386), die verlangten, dass die Kantone künftig in eigener
Kompetenz über Beschränkungen im Immobilienhandel entscheiden können. Der
Bundesrat stellte kurzfristig eine Umlenkung von 300 bis 400 Bewilligungen für
Ferienhäuser für Kantone mit grosser ausländischer Nachfrage - wie das Wallis,
Graubünden und das Tessin - in Aussicht, da die 1'420 kontingentierten Einheiten
gegenwärtig gesamtschweizerisch nur zu rund 65% ausgeschöpft würden. Eine
Erhöhung des Kontingents lehnte er ab, beauftragte aber eine Expertengruppe mit der
Umverteilung der Kontingente. Einer Kantonalisierung steht der Bundesrat jedoch
skeptisch gegenüber; bereits ein Rechtsgutachten für die Expertenkommission Füeg

MOTION
DATE: 20.12.1995
EVA MÜLLER
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hatte vor einer Kantonalisierung gewarnt, da damit die Idee eines einheitlichen
Bundesprivatrechts praktisch aufgegeben und dies unter anderem die Verhandlungen
mit der EU erschweren würde. In die gleiche Richtung ging auch der Nationalrat: Er
lehnte vier Motionen aus der Westschweiz (95.3358 / 95.3369 / 95.3370 / 95.3371), die
ebenfalls die Kantonalisierung der Lex Friedrich forderten, deutlich ab. Mit der
Ratsmehrheit stimmten auch Teile der Westschweizer Linken. Ende Jahr beschloss die
Westschweizer Regierungskonferenz mit Beteiligung des Tessins, Standesinitiativen für
eine Lockerung der Lex Friedrich einzureichen. 14

1995 wurden für den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland 1'801
Bewilligungen erteilt, 2% weniger als im Vorjahr. Die bewilligte Preissumme nahm mit
CHF 2'419 Mio. jedoch um rund CHF 400Mio. zu. Die meisten Bewilligungen erhielt der
Kanton Wallis (408), gefolgt vom Tessin (274) und der Waadt (228). Die Zahl der
tatsächlich erfolgten Erwerbe durch Ausländer war etwas höher als 1994, es wurden
1'273 (1994: 1'216) Handänderungen ins Grundbuch eingetragen. 298 Objekte (1994: 343)
wurden von Schweizern zurückgekauft. Insgesamt kam es zu einem Nettozuwachs an
ausländischem Grundeigentum von 95 Hektaren (1994: 63 ha). Weiterhin stammten die
meisten Erwerber aus dem EU-Raum. 15

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 01.01.1996
EVA MÜLLER

Im Februar stellte der Bundesrat eine Pool-Lösung für Ferienhaus-Kontingente zur
Diskussion. Danach soll der Bund unausgeschöpfte kantonale Kontingente für den
Verkauf von Ferienwohnungen an Ausländer kurz vor dem Verfall auf Kantone mit
Mehrbedarf - das sind insbesondere die Kantone Wallis und Tessin - umverteilen
können. Die Kantone könnten auf diese Weise ihre Kontingente bis maximal um die
Hälfte aufstocken. Am gesamtschweizerischen Kontingent von 1'420 Ferienwohnungen
und Wohneinheiten in Apparthotels, das seit Jahren nicht ausgeschöpft wird, hielt der
Bundesrat für 1997 und 1998 aber fest. In der Vernehmlassung sprachen sich nur die SP
und die Schweizer Demokraten gegen diese Neuordnung der Lex Friedrich aus. Sie
kritisierten, dass damit die bereits stark belasteten Tourismusregionen weiterbauen
könnten. Die bürgerlichen Bundesratsparteien und die Tourismuskantone begrüssten
die Flexibilisierung des Wohnungsmarkts. Bereits auf den 1. August des Berichtsjahrs
setzte der Bundesrat eine entsprechende Verordnungsänderung in Kraft. 16

ORDONNANCE / ARRÊTÉ FÉDÉRAL SIMPLE
DATE: 01.08.1996
EVA MÜLLER

Der Nationalrat gab fünf Standesinitiativen der Kantone Waadt (96.301), Wallis (96.303),
Neuenburg (96.307), Genf (96.304) und Tessin (96.327), die eine Kantonalisierung der
Bewilligungsvorschriften beim Grundstückserwerb von Ausländern sowie höhere
Kontingente für den Erwerb von Ferienwohnungen für Tourismusregionen forderten,
keine Folge. Er folgte damit dem Bundesrat, der argumentierte, dass die Aufsplitterung
des Schweizer Wirtschaftsraumes der aktuellen weltweiten Globalisierung der
Wirtschaft zuwiderlaufe. Ausserdem sei das Anliegen der Kantone nach höheren
Kontingenten mit der letztjährigen Änderung der Verordnung über den Erwerb von
Grundstücken durch Personen im Ausland, welche die Verteilung nicht ausgeschöpfter
Kontingente auf Kantone mit erhöhtem Kontingentsbedarf zulässt, weitgehend erfüllt.
Zwei Motionen Martin (fdp, VD) (95.3373) und der Rechtskommission des Ständerates
(95.3386), die ebenfalls beide eine Kantonalisierung der Bewilligungspflicht forderten
und die 1995 vom Ständerat überwiesen worden waren, lehnte der Nationalrat ebenfalls
ab.
Entgegen der Forderung mancher Ferienorte nach höheren Kontingenten entschied der
Bündner Ferienort Arosa. Knapp sprach er sich dafür aus, dass Personen mit Wohnsitz
im Ausland in Arosa auch weiterhin kein Grundeigentum kaufen können. 17

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 28.04.1997
EVA MÜLLER

Der Bund forderte den Kanton Tessin auf, Regeln für den Ausbau von Rustici
festzulegen, um den unkontrollierten Ausbau dieser früher landwirtschaftlich oder als
einfache Unterkünfte genutzten Bauten ausserhalb der Bauzone zu verhindern; Rustici
sind als Ferienhäuschen sehr begehrt. 18

AUTRE
DATE: 09.07.2002
MAGDALENA BERNATH
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Der Bundesrat empfahl die Ende 2007 von der Stiftung Helvetia Nostra eingereichte
Volksinitiative für die Einschränkung des Baus von Ferien- und anderen
Zweitwohnungen („Schluss mit uferlosem Bau von Zweitwohnungen!“) zur Ablehnung.
Die Forderung, dass in keiner Gemeinde der Anteil von Ferienwohnungen mehr als 20%
der Gesamtfläche des Wohnungsbestandes betragen darf, sei für die
Tourismusregionen viel zu restriktiv. Sie würde für einen Grossteil der auf den
Fremdenverkehr ausgerichteten Gemeinden praktisch einem Baustopp gleichkommen
und damit die Bauwirtschaft ruinieren. Heute fällt die Kompetenz zur Regulierung des
Ferienwohnungsbestandes in die Kompetenz der Gemeinden. Einige Kantone
ermächtigen ihre Gemeinden ausdrücklich, im Sinne des haushälterischen Umgangs mit
dem Boden entsprechende Vorschriften zu erlassen. Gemäss der eidgenössischen
Volkszählung von 2000 betrug der Anteil der Zweit- oder Ferienwohnungen 11,8% des
schweizerischen Wohnungsbestandes. Dieser Wert variiert jedoch regional sehr stark
und liegt in den Tourismuskantonen Graubünden und Wallis bei 35%. In knapp einem
Viertel aller schweizerischen Gemeinden (rund 650) übertrifft er die 20%-Marke; diese
befinden sich vorwiegend in den touristisch geprägten Gebieten der Kantone
Graubünden, Wallis, Tessin, Bern und Waadt. Der Bundesrat anerkennt in seiner
Stellungnahme zur Initiative zwar, dass es raumplanerische Probleme im
Zusammenhang mit dem kaum eingeschränkten Bau von Zweitwohnungen gibt.
Konkrete Massnahmen möchte er aber wie bisher den Kantonen überlassen, welche
besser in der Lage seien, den lokalen Verhältnissen angepasste Lösungen zu finden. Der
Bund soll diese lediglich dazu verpflichten, sich der Problematik anzunehmen und in
ihren Richtplänen diejenigen Gebiete zu bezeichnen, in denen besondere Massnahmen
notwendig sind, um ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Erst- und Zweitwohnungen
sicherzustellen. Eine entsprechende Teilrevision des Raumplanungsgesetzes hatte er als
flankierende Massnahme zur Aufhebung der „Lex Koller“ vorgeschlagen. 19

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 29.10.2008
HANS HIRTER

Im März des Berichtsjahres stimmte das Schweizer Volk über die Volksinitiative
„Schluss mit dem uferlosen Bau von Zweitwohnungen“ ab, welche den
Zweitwohnungsanteil einer Gemeinde auf höchstens 20% beschränken will. Das
Volksbegehren des Umweltschützers Franz Weber wurde mit einem äusserst knappen
Volksmehr von 50,6% und einem Ständemehr von 12 3/2 Ständen entgegen den
Empfehlungen von Bundesrat und Parlament angenommen (Stimmbeteiligung 45,2%).
Während das an Zweitwohnungen arme Mittelland und allen voran Basel-Stadt (62% Ja)
das Volksbegehren begrüssten, sprachen sich die touristischen Alpenkantone Wallis
und Graubünden, die Zentralschweiz und das Tessin primär dagegen aus. Mit 74%
ablehnenden Stimmen legte der Kanton Wallis das deutlichste Nein in die Urne. Obwohl
die erste von gfs.bern durchgeführte SRG SSR Umfrage Anfang Februar einen Ja-Anteil
von 61% ausgewiesen hatte und die zweite Umfrage zehn Tage vor Abstimmung noch
immer eine positive Zustimmung von 52% zeigte, wurde die Annahme der Initiative im
Allgemeinen mit grosser Überraschung zur Kenntnis genommen. Vor den ersten
Umfrageergebnissen hatten sich die Gegner der Initiative bereits siegessicher gezeigt
und ihre Kampagne mit wenig Herzblut und dementsprechend geringem Mitteleinsatz
geführt. Sogleich nach Publikation der ersten SRG Umfrage wurde jedoch Kritik am
Gegnerkomitee und insbesondere an der GLP geäussert, welche die laue Nein-
Kampagne anführte. An einer Medienkonferenz Ende Februar gestanden Vertreter des
gegnerischen Komitees ein, die Emotionalität der Initiative unterschätzt zu haben. Die
GLP rügte, ein Engagement von Seiten der grossen Wirtschaftsvertreter habe zu Beginn
der Kampagne gefehlt. Namentlich economiesuisse habe ihre finanziellen Mittel bis zu
jenem Zeitpunkt hauptsächlich zur Bekämpfung der Ferieninitiative eingesetzt, welche
auf denselben Abstimmungstermin angesetzt war. Economiesuisse entgegnete
daraufhin, die GLP habe mit der Konkretisierung des Kampagnenkonzeptes, woran der
Verband seine finanzielle Unterstützung knüpfte, lange auf sich warten lassen. Bis zum
Abstimmungstermin wurden dann aber Investitionen in voraussichtlich sechststelligem
Betrag in Aussicht gestellt. Das Komitee distanzierte sich auch von der kurz zuvor
geschalteten, aggressiven und als kontraproduktiv erachteten Kampagne einer Gruppe
von Walliser Bauunternehmern, in welcher eine Stalin ähnelnde Figur mit Hammer und
Sichel ein Chalet zerstörte. Nichtsdestotrotz blieb das eigene finanzielle Engagement
des Gegnerkomitees insgesamt beschränkt. Nach Annahme der Initiative äusserten
auch die CVP und FDP als Kampagnenmitstreiter Kritik an der GLP und deren
mangelnder Kampagnenführung. Die GLP konterte, das Amt sei ihr von verschiedensten
Seiten aufgedrängt worden und man habe die Mitstreiter von Beginn weg auf die
bescheidenen finanziellen Eigenmittel hingewiesen.

Abstimmung vom 11. März 2012

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 11.03.2012
MARLÈNE GERBER
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Beteiligung: 45.2%
Ja: 1'1521598 (50.6%) / 12 3/2 Stände
Nein: 1'123'802 (49.4%) / 8 3/2 Stände

Parolen: 
– Ja: SP, EVP, GPS
– Nein: FDP, CVP, SVP, GLP(2)*, BDP; economiesuisse, SGV, SBV.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 20

In zwei Etappen aktualisierte der Bundesrat 2013 eine Liste von anfänglich 570
Gemeinden mit einem Zweitwohnungsanteil von über 20%. Insgesamt wurden im
Berichtsjahr 80 Gemeinden von dieser Liste gestrichen. Die Hälfte dieser Gemeinden,
darunter viele aus den Kantonen Bern und Tessin, hatten anhand eigener Erhebungen
erfolgreich erbracht, dass ihr Anteil an Zweitwohnungen unter dem mit der
Zweitwohnungsinitiative definierten Schwellenwert liege. Die restlichen 40 Gemeinden
wiesen aufgrund von Gemeindefusionen neu einen geringeren Zweitwohnungsanteil
aus. 21

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 02.05.2013
MARLÈNE GERBER

Die seit dem vorjährigen Volksentscheid bestehende unsichere Rechtslage im Bereich
Zweitwohnungsbau führte auch im Berichtsjahr zur Lancierung und Beratung
zahlreicher Vorstösse. Dabei wurde insbesondere eine Standesinitiative des Kantons
Tessins äusserst kontrovers diskutiert. Diese fordert vom Bund, die
Ausführungsgesetzgebung so zu gestalten, dass für Gebirgskantone und Bergregionen
keine Nachteile erwachsen. Die erstberatende Kommission für Umwelt, Raumplanung
und Energie des Ständerats (UREK-SR) beantragte in der Vorprüfung mit deutlichem
Mehr, der Initiative keine Folge zu geben. Sie verwies dabei auf die im Vorjahr
geschaffene Übergangsverordnung, welche bereits verschiedene Ausnahmen definiert
hatte und im Tessin positiv aufgenommen worden war. Solange die Bestrebungen zur
RPG-Revision und Aufnahme der in der Verordnung enthaltenen Bestimmungen noch
nicht abgeschlossen seien, erachte es die Mehrheit der Kommission nicht als sinnvoll,
weitere Gesetzesänderungen in die Wege zu leiten. Anders entschied die
Schwesterkommission mit einem knappen Mehr von 13 zu 11 Stimmen und äusserte
somit ihren Willen, die Bedürfnisse der Bergkantone im Ausführungsgesetz angemessen
zu berücksichtigen. Die starke links-grün dominierte Kommissionsminderheit hingegen
ortete in Einklang mit der UREK-SR zum gegebenen Zeitpunkt keinen Handlungsbedarf.
Ähnlich knappe Verhältnisse offenbarten sich anschliessend in den beiden Räten.
Während der Ständerat mit 22 zu 18 Stimmen beschloss, der Initiative keine Folge zu
geben, sprachen sich 98 bürgerliche gegen 77 hauptsächlich links-grüne Nationalräte
für Folge geben aus. Unterstützung erhielt die Linke von den Nationalräten der GLP
sowie von einem Drittel der CVP/EVP-Fraktion. Das Anliegen ging somit zurück an den
Ständerat, welcher die Standesinitiative 2014 mit Festhalten an seinem Entscheid
definitiv verwerfen könnte. 22

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 16.09.2013
MARLÈNE GERBER

Der Ständerat bekräftigte in der Herbstsession 2014 unmittelbar nach der
Detailberatung zum Zweitwohnungsgesetz seinen Entschluss vom vorangegangenen
Jahr, einer Tessiner Standesinitiative keine Folge zu geben, womit er das Geschäft
definitiv versenkte. Der Vorstoss, welcher in der Ausführungsgesetzgebung zur
Zweitwohnungsinitiative die Bedürfnisse der Bergregionen berücksichtigt sehen
wollte, hatte 2013 eine Mehrheit in der grossen Kammer gefunden. Bei ihrem Entscheid
stützte sich die kleine Kammer auf die Empfehlung ihrer einstimmigen Kommission,
welche die Anliegen der Bergregionen nicht nur in der Übergangsverordnung, sondern
ebenfalls im nun vorgelegten Entwurf zum Zweitwohnungsgesetz bereits angemessen
berücksichtigt sah. 23

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 25.09.2014
MARLÈNE GERBER
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Construction de logements et propriété

Mit Stichtag 1. Juni 1993 wurde in der Schweiz ein Leerwohnungsbestand von 29'755
Einheiten ermittelt (ohne La Chaux-de-Fonds, NE). Dies sind 7'525 Wohnungen oder ein
Drittel mehr als im Vorjahr. Mit 0,92% nähert sich die Leerwohnungsziffer erstmals seit
1978 wieder der 1 %-Marke. Der Wert von 0,5%, welcher vom Bundesrat als Indikator für
Wohnungsnot angesehen wird, wurde ausser von Zürich und den beiden Basel nur noch
von Uri, Obwalden und den beiden Appenzell unterschritten. Dagegen sind die
Leerbestände in den nichtdeutschsprachigen Kantonen durchschnittlich am stärksten
gestiegen. An der Spitze liegen die Kantone Waadt, Tessin und Genf sowie Neuenburg
und Solothurn mit Werten deutlich über einem Prozent. Es sind dies jene Kantone, die
unter dem Einbruch der Konjunktur und der Rezession in der Baubranche besonders
gelitten haben. Mit 0,78% liegt der Leerwohnungsbestand in den Städten unter dem
Landesdurchschnitt, wobei in Krisenregionen wie Genf (1,7%), Le Locle (4,6%) oder
Martigny (4,6%) überdurchschnittliche Werte zu verzeichnen sind. Unter dem
Gesichtspunkt der Wohnungsgrösse betrachtet, stieg der Leerbestand bei
Kleinwohnungen mit bis zu zwei Zimmern mit 29,7% überdurchschnittlich stark (1992:
25%), während der Anteil leerstehender Grosswohnungen mit über vier Zimmern
rückläufig war. Ob sich darin lediglich die Verlagerung der Wohnungsproduktion hin zu
kleineren Wohneinheiten widerspiegelt oder auch ein gesellschaftlicher Wandel, nach
welchem junge Menschen, zum Teil aus wirtschaftlicher Notwendigkeit, länger bei ihren
Eltern wohnen bleiben, ist vorläufig noch nicht sicher zu beantworten. 24

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 01.06.1993
DIRK STROHMANN

Der Wohnungsmarkt in der Schweiz entspannte sich weiter. Mit Stichtag 1. Juni 1994
wurde ein Leerwohnungsbestand von 39'423 Wohnungen sowie Einfamilienhäuser
ermittelt. Das sind nahezu 10'000 Einheiten oder 32% mehr als im Vorjahr. Erstmals
seit 1978 überschritt die Leerwohnungsziffer wieder die 1%-Marke: der
Leerwohnungsbestand nahm von 0,92 auf 1,2% zu. Während die Zahl der leerstehenden
Wohnungen mit fünf und mehr Zimmern im Vorjahresvergleich praktisch stagnierte,
nahm die Zahl der leerstehenden Ein- und Zweizimmerwohnungen (+44%) und Drei-
und Vierzimmerwohnungen (+36%) deutlich zu. Nach Kantonen betrachtet, war die
Anzahl leerstehender Wohnungen einzig im Kanton Nidwalden leicht rückläufig. In allen
übrigen Kantonen stieg die Leerwohnungsziffer an, wobei der Kanton Wallis die grösste
absolute Zunahme zu verzeichnen hatte. Die höchsten Leerwohnungsziffern meldeten
das Tessin (2,15), Wallis (2,12) und Waadt (2,1), während Basel-Land (0,36) und Basel-
Stadt (0,33) die wenigsten leerstehenden Wohnungen registrierten. Allgemein wiesen
die Süd- und Westschweiz deutlich höhere Leerwohnungsziffern auf als die
Deutschschweiz. 25

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 27.09.1994
EVA MÜLLER

Auch in diesem Berichtsjahr ging die Zahl der Leerwohnungen weiter zurück: Am
Stichtag 1. Juni 2002 standen 40'600 Miet- und Eigentumswohnungen sowie
Einfamilienhäuser leer. Die Leerwohnungsziffer sank von 1,34% im Jahr 2001 auf 1,13%.
Das BFS begründete den seit 1998 anhaltenden Rückgang des Leerwohnungsbestandes
einerseits mit der Verringerung der Anzahl neuer Wohnungen, andererseits mit einer
Zunahme der Wohnbevölkerung. Am grössten war die Wohnungsknappheit in den
Kantonen Genf (0,25%), Zug (0,3%) und Zürich (0,39%). Über die meisten
Leerwohnungen verfügten Thurgau (2,47%), Tessin (2,61%) und Glarus (3,05%). 26

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 28.09.2002
MAGDALENA BERNATH

Die von der Credit Suisse veröffentlichte Studie zum Zustand des Schweizer
Immobilienmarktes 2011 verzeichnete einen trotz Wirtschaftskrise und ansteigenden
Immobilienpreisen ungebremsten Anstieg der Wohneigentumsquote. Die beiden
Hauptgründe für diese Entwicklung verortete die Studie zum einen in der Zuwanderung
und zum anderen in den rekordtiefen Zinsen. Gleichzeitig warnten die Ökonomen vor
einer Überhitzung des Marktes, insbesondere in den Kantonen Genf, Waadt, Tessin und
Zug. Sie hielten jedoch fest, dass sich der Trend zum Eigenheim als positiv für die
Mieterinnen und Mieter erweise, weil ein Anstieg der Mieten nicht vor 2013 zu erwarten
sei. 27

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 09.03.2011
MARLÈNE GERBER

01.01.65 - 01.01.24 9ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



In Erfüllung einer Motion Leo Müller (cvp, LU) präsentierte der Bundesrat im März 2016
seine Botschaft zum Bundesgesetz über die Besteuerung land- und
forstwirtschaftlicher Grundstücke, mit dem die Rückkehr zur 2011 aufgelösten Praxis
der Gewinnbesteuerung besiegelt werden soll. Wertzuwachsgewinne aus dem
Anlagevermögen eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebs sollten somit nicht
mehr länger vollumfänglich, sondern privilegiert besteuert werden. In der
Vernehmlassung hatte sich die Mehrheit der Kantone, die FDP (mit Ausnahme der
Waadtländer Sektion), die SP und nicht zuletzt auch die Konferenz der kantonalen
Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren, der Schweizerische Gewerbeverband und
der Gewerkschaftsbund gegen das Gesetzesvorhaben ausgesprochen. Vorgebracht
wurden unter anderem Bedenken zur Rechtsgleichheit, da Landwirte erneut gegenüber
anderen Selbständigerwerbenden bevorzugt würden. Zudem wurde die Befürchtung
geäussert, dass bei den Kantonen mit Mindereinnahmen zu rechnen sei. Explizit
begrüsst wurde die Rückkehr zur bisherigen Praxis von der SVP und der CVP, den
Kantonen Freiburg, Genf, Nidwalden, Tessin, Waadt und Wallis sowie einer Mehrheit der
stellungnehmenden Verbände und Organisationen, darunter auch der Schweizerische
Bauernverband. 28

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 11.03.2016
MARLÈNE GERBER

Nachdem der Nationalrat die Frist für die Erfüllung einer parlamentarischen Initiative
Müller (fdp, AG) mit der Forderung nach einer Harmonisierung der kantonalen
Baurechtsvorschriften dreimal verlängert hatte, schrieb er den Gesetzgebungsauftrag
in der Wintersession 2016 ab. Er tat dies auf Empfehlung seiner UREK-NR, die in einem
Bericht über die Fortschritte bezüglich Beitritt der Kantone zur interkantonalen
Vereinbarung vom 31. Januar 2006 über die Harmonisierung der Baubegriffe Auskunft
gab: Im Jahr 2010 waren sechs Kantone der Vereinbarung beigetreten, womit diese
hatte in Kraft treten können. Ende 2012 hatte die Vereinbarung elf beigetretene
Kantone gezählt, bis zum Zeitpunkt des Berichts (November 2016) war diese Zahl auf 16
Kantone angewachsen. Mit den Kantonen Genf, Jura, Wallis und Waadt würden in vier
weiteren Kantonen Vorbereitungsarbeiten zum Beitritt zur Vereinbarung laufen.
Während mit den Kantonen Zürich, Glarus und St. Gallen drei weitere Kantone den Weg
des autonomen Nachvollzugs der Bestimmungen gewählt hätten, verblieben somit mit
Basel-Stadt, Appenzell Ausserrhoden und dem Tessin lediglich drei Kantone, die
keinerlei Harmonisierungsbestrebungen zeigten. Eine verfassungsrechtliche Anpassung
auf eidgenössischer Ebene sei aufgrund der beträchtlichen Fortschritte nicht mehr
länger angezeigt, weswegen man mit 15 zu 5 Stimmen (3 Enthaltungen) beantrage, die
Initiative abzuschreiben. Der Nationalrat kam diesem Antrag in der Wintersession 2016
diskussionslos nach. 29
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Das Bundesgericht fällte im August 2022 ein Urteil betreffend Härtefallklauseln beim
Eigenmietwert. Der Eigenmietwert wird auf selbstbewohntem Wohneigentum erhoben
und entspricht dem Betrag, den die Hauseigentümerschaft bei Fremdvermietung durch
Mieteinnahmen erwirtschaften würde. Dieser Betrag wird in der Schweiz als Einkommen
versteuert. Das Bundesgerichtsverfahren geht auf eine Härtefallregelung beim
Eigenmietwert im Tessiner Steuergesetz zurück. Diese Regelung sah vor, dass der
steuerbare Eigenmietwert bei Personen mit einem steuerbaren Vermögen von weniger
als CHF 500'000 höchstens 30 Prozent der Bareinkünfte betragen darf. Damit sollten
Personen entlastet werden, welche im Verhältnis zum Geldeinkommen hohe Steuern
auf den Eigenmietwert zahlen müssen und dadurch in Liquiditätsschwierigkeiten
kommen. Dies könnten beispielsweise Rentnerinnen und Rentner sein, die zwar ein
Haus besitzen, aber kein hohes Geldeinkommen haben. Gegen diese Regelung hatten
zwei Tessiner SP-Kantonsräte Beschwerde eingereicht. Das Bundesgericht gab ihnen
nun Recht. Das Richtergremium kam in seinem Urteil zum Schluss, dass die
Härtefallbestimmungen die durch den Eigenmietwert angestrebte Rechtsgleichheit
zwischen Mieterinnen und Mietern und Wohneigentümerinnen und Wohneigentümer
verletze. Der Eigenmietwert dürfe deshalb nur an die marktübliche Miete gekoppelt sein
und die Kantone müssten mindestens 60 Prozent des marktüblichen Mietzinses als
Eigenmietwert festlegen. Härtefallregelungen blieben gemäss NZZ zwar zulässig, aber
nur wenn der Eigenmietwert auch mit ihnen in jedem Fall mindestens 60 Prozent der
Marktmiete beträgt. 
Neben dem Kanton Tessin kennen noch acht weitere Kantone ähnliche
Härtefallregelungen. Gestützt auf eine Zusammenstellung des Bundes vom Herbst 2021
berichtete die NZZ, dass die Härtefallregelungen von zwei der acht Kantone (LU und SG)
eine Bestimmung enthalten, wonach der Eigenmietwert auch mit Sonderabzug nicht
unter 60 Prozent der Marktmiete fallen darf. Die anderen sechs Kantone (GE, GR, OW,
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SH, VD, ZH) müssten ihre Härtefallregelungen nun aufgrund des Bundesgerichtsurteils
wohl anpassen, so die NZZ. Im Übrigen ist die Härtefalllösung auch auf Bundesebene als
mögliche Variante für die Umsetzung einer parlamentarischen Initiative zu einem
Systemwechsel bei der Wohneigentumsbesteuerung (Pa.Iv. 17.400) im Gespräch. 30
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